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„Bedeutende Fachwissenschaftler aus
dem Ausland“, wie diese Zeitung damals
berichtete, sind am 27. April 1960 dabei
gewesen, als an der Friedrich-Ebert-Anla-
ge das erste deutsche staatliche „Institut
und Ausbildungszentrum für Psychoanaly-
se und psychosomatische Medizin“ eröff-
net wurde. Aus Anlass seines fünfzigjähri-
gen Bestehens hat das Sigmund-Freud-In-
stitut, wie es seit 1964 nach dem Umzug
an die Myliusstraße heißt, diese Tradition
aufgegriffen und feiert morgen von 17 bis
22 Uhr mit einem Festakt sein Jubiläum.

Den öffentlichen Festvortrag wird um
20.30 Uhr im Hörsaal 4 des Hörsaalzen-
trums auf dem Campus Westend Daniel
Stern halten, der in Genf und Boston
lehrt. Sein Thema ist eng verbunden mit
den heute am Frankfurter Institut angesie-
delten Forschungen – Stern spricht über
„A developmental perspective on intersub-
jectivity from birth on“. Der New Yorker
Psychoanalytiker Harold Blum, einst Lei-
ter der „Archives for Psychoanalysis“,
wird zuvor an die Geschichte des Instituts
erinnern.

Dessen Gründung ist maßgeblich sei-
nem ersten Direktor Alexander Mitscher-
lich (1908 bis1982) zu verdanken – und
Max Horkheimer, damals Leiter des Insti-
tuts für Sozialforschung, an dem in den
zwanziger Jahren bis zur Auflösung das
erste Frankfurter Psychoanalytische Insti-
tut angesiedelt war. Mit Hilfe von Minister-
präsident Georg August Zinn gelang es

1960, die als vermeintliche „jüdische Wis-
senschaft“ vertriebene Psychoanalyse wie-
der in Deutschland zu verankern.
Mitscherlich hatte mit Büchern wie „Die
Unfähigkeit zu trauern“ die Debatten der
sechziger und siebziger Jahre geprägt.
1976 wurde der Gründungsdirektor verab-
schiedet, ihm folgten im Amt Clemens de
Boor, Dieter Ohlmeier und Horst-Eber-

hard Richter. Seit 2002 stehen Marianne
Leuzinger-Bohleber und Rolf Haubl dem
Institut vor; beim Festakt werden sie die
derzeitigen Forschungen am Institut erläu-
tern.

Insofern hatte jener Redner vielleicht
recht, der anlässlich der Eröffnung auf
eine „Frankfurter Schule der Psychoanaly-
se“ hoffte; nachzuhören ist dies nun in
den digitalisierten Tondokumenten aus
Mitscherlichs Nachlass im Archivzentrum
der Universitätsbibliothek. Seit 1995 ist
das Freud-Institut eine Stiftung. Mit Aus-
gründungen wie dem Institut für analyti-
sche Kinder- und Jugendlichen-Psychothe-
rapie folgte es nicht nur der Tradition, son-
dern suchte auch den Dialog mit anderen
Wissenschaften und der Praxis.

Das konnte ihm nach der Krise im Jahr
2003 nur helfen: Damals wurde der Etat
massiv gekürzt. Heute hat das Institut
eine neue Struktur. Seine Forschungen,
eng verbunden mit aktuellen gesellschaft-
lichen Fragen, werden zu einem großen
Teil über Drittmittel aus nationalen und
internationalen Quellen finanziert. Ver-
änderungen in der Arbeitswelt, Früh-
prävention bei Kindern, Depression und
Trauma werden derzeit von 35 Mit-
arbeitern untersucht. Ausbildung und Be-
ratung sollen unter einem Dach versam-
melt werden: Im Jubiläumsjahr ist das
Sigmund-Freud-Institut, wieder einmal,
im Umbau.  

Informationen zum Programm des Festakts und
zum Institut unter www.sfi-frankfurt.de
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„Zugehörigkeit statt Duldung“ lautet die
Forderung von Dieter Katzenbach vom In-
stitut für Sonderpädagogik an der Goethe-
Universität. Vorgetragen hat der Erzie-
hungswissenschaftler seine Thesen jüngst
bei einer Informationsveranstaltung zum
Thema „Inklusion“ an der Carlo-Mieren-
dorff-Schule. Bei vielen seiner Zuhörer
dürfte er damit auf offene Ohren gestoßen
sein, denn die Schulgemeinde denkt seit ei-
niger Zeit darüber nach, die Integrierte
Gesamtschule zur „Inklusiven Ganztags-
schule“ weiterzuentwickeln. Sollte sich
die Schule dafür entscheiden, muss sie bis
zum 30. Juni einen Antrag an das Staatli-
che Schulamt stellen.

Die Idee hinter der „Inklusion“ und
dem „gemeinsamen Unterricht“ ist, dass
Schüler nicht mehr getrennt nach Krite-
rien wie Leistung oder Behinderung unter-
richtet werden, sondern unabhängig von
ihren Fähigkeiten und Beeinträchtigun-

gen zusammen eine Regelschule besu-
chen. An dieser können sie dann die zu ih-
nen passenden Abschlüsse erwerben. Es
soll nicht mehr zwischen Förderschülern,
also Kindern mit Lern- oder Sprachbehin-
derung, und Schülern ohne Handicap un-
terschieden werden.

Wie Schulleitungsmitglied Silke Hen-
ningsen sagt, ist dies an der in Preunges-
heim gelegenen Carlo-Mierendorff-Schu-
le schon teilweise der Fall. So gebe es Klas-
sen mit gemeinsamem Unterricht, und es
werde über den Erwerb des Schulabschlus-
ses möglichst spät entschieden. Im Falle ei-
ner Genehmigung des Antrags werde ge-
prüft, inwieweit die Schule bereits dem
Konzept der Inklusion entspreche, danach
werde über nötige Veränderungen ent-
schieden.

Dieter Katzenbach kritisierte auch das
dreigliedrige Schulsystem, Kinder wür-
den in Deutschland viel zu früh getrennt.

Er sprach sich für eine Abschaffung der
Dreigliedrigkeit sowie der Förderschulen
aus, wies allerdings darauf hin, dass dies
zu weiteren Veränderungen führen wür-
de, wie etwa einer Umverteilung der Gel-
der.

Die Forderung nach Inklusion stützt
sich auf den Paragraphen 24 der UN-Be-
hindertenrechtskonvention, die Deutsch-
land im vergangenen Jahr ratifiziert hat.
Sie fordert dazu auf, behinderten Kindern
unbegrenzten Zugang zu Bildung zu er-
möglichen. Zu den Verfechtern der Inklusi-
on gehören die Landtags-Grünen: Deren
bildungspolitischer Sprecher Mathias Wag-
ner kritisierte in dieser Woche die Landes-
regierung, die auch ein Jahr nach Unter-
zeichnung noch nicht auf die UN-Konven-
tion reagiert habe. Das Kultusministerium
habe 157 Anträge von Eltern behinderter
Kinder auf gemeinsamem Unterricht abge-
lehnt.  basi.

„Kinder werden zu früh aussortiert“
Carlo-Mierendorff-Schule in Preungesheim will „Inklusive Ganztagsschule“ werden

Global denken, lokal handeln – an diese
alte Umweltschützer-Devise haben sich
gestern die Grünen im Ortsbeirat 6 ge-
halten. Am „Tag der Erde“ warben sie
mit einer zweistündigen Aktion für die
Rückeroberung von Freiflächen in der
Stadt. Mit Steigen voller Pflanzen hatten
dazu der Grünen-Vorsitzende im Ortsbei-
rat Thomas Schlimme und die Stadtver-
ordnete Martina Feldmayer am Mainufer
in Höchst Stellung bezogen.

„Wir holen uns das Grün zurück“, lau-
tete Feldmayers Losung; die mitgebrach-
ten Pflanzen wurden an Passanten ver-
teilt. Der Slogan des dazugehörigen Flug-
blatts: „Jede Grünfläche zählt.“ Zwar sol-
len am „Tag der Erde“ in vielen Ländern
Menschen dazu angeregt werden, ihr
Konsumverhalten zu überdenken; die
Grünen interpretierten den Sinn aber
konkreter: Gerade in der Stadt, in der zu-
nehmend Flächen versiegelt würden, sei
es wichtig, mit der Ressource Boden spar-
sam umzugehen und Erholungsfläche zu-
rückzugewinnen.

Das Mainufer sei ein gutes Beispiel –
für die Schaffung von Erholungsräumen,
aber auch für Konflikte, die bei der Nut-
zung kombinierter Straßen- und Grünflä-
chen drohten. Das Ufer sei teuer begrünt
worden; nur auf der Batterie genannten
Uferstraße, die zwei Parkplätze verbin-
det, störten Autos die Idylle. Schlimmer
noch: Sie zerstörten sie, indem sie
Schwellen über die Wiesen umführen.

Seit einer Woche ist die Uferstraße
nun gesperrt. Poller und Findlinge ver-
hindern die Durchfahrt; die Parkplätze
sind nur von Osten und Westen anzufah-
ren, das Mittelstück aber ist autofrei.
„Solche Erholungsräume müssen öfter
geschaffen werden“, meint Feldmayer.
Eine Grünfläche anzulegen sei aber
meist die letzte Option, die bei der Ver-
wendung von freien Grundstücken erwo-
gen werde. Derzeit gelte dies wohl auch
für den Brüningpark, jenen Grünzug ent-
lang der Stadtmauer, der im Süden auf
das Mainufer trifft, im Norden an der
Brüningstraße aber von einem Bürohaus
begrenzt wird. Den Verwaltungsbau der
Süwag Energie AG, die einen Neubau er-
richtet, wollte die Stadt kaufen, abreißen
und so den Park vergrößern.

Dann kam das Gebäude bei der Dis-
kussion um die Nutzung des Bolongaro-
palasts als Ort für eine Kindertagesstätte
oder ein Studentenwohnheim ins Spiel.
Die Kaufverhandlungen liegen seither
auf Eis; der Abriss ist verschoben, die
Park-Erweiterung in die Ferne gerückt.
Die Enttäuschung sei groß, so Feldmay-
er. Künftig müsse die Meinung der Bür-
ger stärker berücksichtigt werden. Das
Ziel, auch für den Brüningpark Flächen
zu gewinnen, will sie nicht aufgeben, wie
schon die Blumen zeigen sollten, die sie
verteilte: fleißige Lieschen.  beg.

Doppelspitze: Rolf Haubl, Marianne
Leuzinger-Bohleber  Fotos Bergmann, Fricke

Die schwarz-grüne Koalition im Römer
habe bisher gut gearbeitet, es gebe aber
auch unübersehbare Schwachpunkte. In
dieser Feststellung fasste F.A.Z.-Heraus-
geber Werner D’Inka vor der Frankfurter
Gesellschaft für Handel, Industrie und
Wissenschaft in der Villa Bonn seine
„kritische Bestandsaufnahme“ zur Lage
von Stadt und Region zusammen.

Oberbürgermeisterin Petra Roth
(CDU) bescheinigte D’Inka, sie repräsen-
tiere die Stadt glänzend nach außen, las-
se aber zu wenig Führung im Inneren er-
kennen. Im Magistrat seien nicht alle De-
zernenten auf der Höhe des Geschehens.
Mehrkosten beim Turnfest und bei Pro-
jekten in der Zuständigkeit von Schulde-
zernentin Jutta Ebeling (Die Grünen)
hätten zum Teil erhebliche Manage-
ment- und Kommunikationsdefizite of-
fenbart. Bei den Dezernenten Edwin
Schwarz und Daniela Birkenfeld (beide
CDU) habe man gelegentlich den Ein-
druck, sie seien „im Römer nur zu Be-
such“.

In der Stadtplanung bleibt Frankfurt
nach D’Inkas Ansicht unter seinen Mög-
lichkeiten. Die Stadt zeige sich häufig zu
nachgiebig gegenüber Investorenwün-
schen. Er sei nicht für eine städtebauli-
che Planwirtschaft, aber für den Primat
der Politik im Interesse der Urbanität,

sagte D’Inka. Hier müsse die Stadt gegen-
über Investoren auch einmal „nein“ sa-
gen. Leider habe sie das an der falschen
Stelle getan, als der Investor und Stifter
Carlo Giersch vor kurzem sein Museum
vom Schaumainkai an die Neue Mainzer
Straße verlegen wollte.

Für D’Inka ist die Stärkung der Region
eine der wichtigsten Zukunftsfragen in
Rhein-Main. Frankfurt alleine sei zu
klein, um im internationalen Wettbe-
werb dauerhaft bestehen zu können. In
der Vergangenheit habe es allerdings
eher ein Gegeneinander als ein Miteinan-
der zwischen der Stadt und ihren Nach-
barn gegeben. Der Reichtum der Region
liege aber vor allem in ihrer polyzentri-
schen Struktur.

Als „persönliche salvatorische Klau-
sel“ hatte D’Inka vorausgeschickt, dass
sich in den dreißig Jahren, in denen er
nun in Frankfurt und in der Region
lebe, vieles zum Besseren verändert
habe, „und das registriert man allmäh-
lich auch außerhalb Frankfurts“. Die
Stadt für Branchen wie die Kreativwirt-
schaft weiter attraktiv zu machen, hält
D’Inka daher für den richtigen Weg. Al-
lerdings dürfe man auch die klassische
Industrie nicht aus dem Auge verlieren,
mit der die Stadt – siehe Radeberger-
Umzug – manchmal „fremdele“.  mash.

In der Stadtteilbibliothek Rödelheim
wird am Wochenende daran erinnert,
dass vor 100 Jahren in der einst selbstän-
digen Stadt Rödelheim erstmals eine Bü-
cherei etabliert wurde. Sie ist seit 1977
an der Radilostraße untergebracht, 2009
wurde sie bei einem Brand stark beschä-
digt, ist inzwischen aber wieder geöffnet.
Zum Jubiläum wird heute Eva Demski
um 19.30 Uhr aus Valentin Sengers Buch
„Kaiserhofstraße 12“ lesen, anschlie-
ßend will Irmgard Senger über Leben
und Werk ihres Mannes sprechen.  beg.

Ein Amphibien- und Reptilientag findet
morgen von 12 bis 17 Uhr im Stadtwald-
haus nahe der Isenburger Schneise statt.
Mit einem vielfältigen Programm für Fa-

milien will der Stadtforst die Welt der
Frösche, Molche, Eidechsen und Schlan-
gen vorstellen.  mch.

An junge Rheumatiker wendet sich mor-
gen eine Veranstaltung der Rheuma-Liga
Hessen im Saalbau Dornbusch. Der Lei-
ter des Integrationsfachdienstes Rhein-
Main, Christopher Weber, informiert von
15 Uhr an über Alltagshilfen für berufstä-
tige Rheumatiker.  iff.

Ernst Günter Schenck, berüchtigter SS-
Arzt im KZ Mauthausen, ist Thema eines
Vortrags von Gine Elsner am Sonntag im
Dachcafé der Zeilgalerie. Die Arbeitsme-
dizinerin, die ein Buch über Schenck
schreibt, berichtet von 11 bis 13 Uhr über
ihre Recherchen.  iff.

Der Anschluss Ginnheims an das Frank-
furter Stadtgebiet am 1. April 1910 steht
im Mittelpunkt einer Ausstellung, die der
Geschichtsarbeitskreis im Nachbarschafts-
zentrum Ginnheim zur großen Eingemein-
dungswelle vor 100 Jahren erarbeitet hat.
Damals waren insgesamt elf Ortschaften
im nördlichen Umland eingemeindet wor-
den. Die Ausstellung mit dem Titel „Zwi-
schen Weed und Woog – Vom Dorf im
Landkreis zum Frankfurter Stadtteil“
zeichnet mit Bild- und Textdokumenten
die historische Entwicklung nach und ist
vom 28. April bis Ende Mai in der Begeg-
nungsstätte, Ginnheimer Landstraße 172,
mittwochs und freitags jeweils von 14 bis
17 Uhr zu sehen. Die Vernissage beginnt
um 18 Uhr.  beg.

Zum Auftakt der diesjährigen Solidari-
tätsaktion der katholischen Kirche in
Deutschland mit mittel- und osteuropäi-
schen Ländern hat der Limburger Bi-
schof Franz-Peter Tebartz-van Elst die
Bedeutung des Einsatzes von Christen
für mehr Gerechtigkeit hervorgehoben.
„Wir können dazu beitragen, ein christ-
lich geprägtes und sozial gerechtes Eu-
ropa verantwortungsvoll zu gestal-
ten“, sagte er gestern zu Beginn der
18. „Renovabis“-Aktion. Deren zentra-
le Eröffnung findet in diesem Jahr in
Frankfurt statt – mit einem Gottes-
dienst am Sonntag um 10 Uhr im Dom.
An ihm nehmen auch mehrere kirch-
liche Würdenträger osteuropäischer
Länder teil. Das Programm kann im
Internet unter www.bistumlimburg.de
eingesehen werden.

Vergangenes Jahr hat „Renovabis“
mit mehr als 27 Millionen Euro 846 Pro-
jekte in 28 Ländern gefördert. Mehr als
sieben Millionen Euro stammten aus
Kollekten. Gesammelt wird für diesen
Zweck in den Pfingstgottesdiensten.
Das Hilfswerk wurde im Jahr 1993 ge-
gründet. Es will in einst kommunisti-
schen Ländern helfen, „geistliche und
materielle Not“ zu beheben, wie Ge-
schäftsführer Gerhard Albert sagte.

Erzbischof Jan Graubner von Ol-
mouc (Olmütz) in der Tschechischen
Republik bedankte sich gestern für die
Hilfe, die zum Beispiel für den Aufbau
kirchlicher Schulen verwendet worden
sei. Terezia Tünde Löchli, Caritas-Ge-
neraldirektorin im rumänischen Satu
Mare, bezeichnete die Armutsbekämp-
fung und -vorbeugung als wichtigste
Aufgaben. Dabei helfe beispielsweise
auch ein Ausbildungsprojekt der Cari-
tas für Roma-Kinder.  toe.

In der Frage, ob der Seniorenbeirat der
Stadt künftig direkt gewählt und nicht
mehr über Wahlen in den 16 Ortsbeirä-
ten zusammengesetzt werden soll, gibt
es unterschiedliche Meinungen. Wäh-
rend SPD und Linke gestern im Sozial-
und Gesundheitsausschuss der Stadt-
verordnetenversammlung eine Direkt-
wahl forderten, lehnte Sozialdezernen-
tin Daniela Birkenfeld (CDU) dies ab.
Stattdessen solle die Seniorenpolitik
mehr als bisher die Stadtverordneten-
versammlung beschäftigen, dort fielen
die Entscheidungen. Der Beiratsvorsit-
zende Christof Warnke, der auch ehren-
amtlicher CDU-Stadtrat ist, verwies
darauf, dass sich das Gremium im Som-
mer 2008 gegen eine Direktwahl ausge-
sprochen habe. Das sei nicht zu finan-
zieren. Dem widersprach Britta Arold,
die Vorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft „60 Plus“ der SPD. Sie sagte, der
Beirat bleibe „hinter seinen Möglichkei-
ten“, und forderte eine Änderung der
Satzung und der Geschäftsanweisung
des Magistrats für den Beirat.

Peter Feldmann brachte für die SPD
einen Antrag ein, in dem der Magistrat
aufgefordert wird, die Geschäftsstelle
des Seniorenbeirats besser auszustat-
ten. Birkenfeld widersprach dem Ein-
druck, der Beirat sei untätig, und ver-
wies auf 26 Anträge, die dieser von
Ende 2006 bis Ende 2009 gestellt habe.

Feldmann kritisierte Warnke, da er
zu der Sitzung im Sommer 2008 sehr
kurzfristig eingeladen habe. Damals
standen Reformvorschläge mehrerer
Fraktionen zur Abstimmung. Es sei zu
wenig Zeit gewesen, sich genügend da-
mit zu befassen, monierte Edith Schön-
Aswendt, die stellvertretende Beirats-
vorsitzende. Warnke hob hervor, dass
zu der Sitzung ordnungsgemäß eingela-
den worden sei. Gestern sprach sich
auch das Beiratsmitglied Pieter Zandee
für Reformen aus, was laut Warnke
eine „Einzelmeinung“ ist. toe.

Fleißige Lieschen am Mainufer
Grünen werben am „Tag der Erde“ für grüne Stadträume

„Im Römer nur zu Besuch“
Werner D’Inka zu Gast bei der Frankfurter Gesellschaft

Frankfurter Schule der Psychoanalyse

Kurze Meldungen

Kirche eröffnet neue
Osteuropa-Hilfsaktion

Dissens über
Seniorenbeirat
SPD will Direktwahl

Niederlassung: Grünen-Politiker beim Sit-in am Mainufer  Foto Cornelia Sick

Das Sigmund-Freud-Institut
feiert am Samstag sein
fünfzigjähriges Bestehen
mit prominenten Rednern.

Von Eva-Maria Magel

Der Gründungsdirektor geht: Alexander Mitscherlich (Mitte) wird 1976 von Kulturdezernent Hilmar Hoffmann (rechts) und dem
früheren Kultusminister Ludwig von Friedeburg (links) verabschiedet.  Foto Oswald Rauhoff
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Teil 20: Der nacheheliche Unterhalt (Teil 1)
von Andrea Peyerl

Trennungsunterhalt und nachehelicher Unter-
halt sind nicht identisch. Als Trennungsunter-
halt bezeichnet man die Zahlungen, die bis
zur Rechtskraft der Scheidung, also auch
während des gesamten Scheidungsverfahrens
geleistet werden. Der nacheheliche Unterhalt
beginnt ab der Rechtskraft der Scheidung.
Allem voran steht aber die Frage, ob über-
haupt ein Anspruch auf nachehelichen Unter-
halt besteht. Dies ist lange nicht mehr so
selbstverständlich, wie das früher einmal war.
Bevor Sie eine Vereinbarung unterzeichnen
oder Zusagen machen, lassen Sie sich hierzu
von einem Spezialisten beraten. 
Spätestens seit der Unterhaltsreform vom
1. Januar 2008 gilt ein deutlich verschärfter
Grundsatz der Eigenverantwortung eines jeden
Ehegatten nach der Scheidung. Danach soll
jeder Ehegatte nach der Scheidung grundsätz-
lich für seinen Lebensunterhalt selbst sorgen.

Die Grundsätze der ehelichen Solidarität in
Form von wirtschaftlicher Mitverantwortung
des Einkommensstärkeren gegenüber dem
Einkommensschwächeren sind in den Hinter-
grund getreten. 

Der Gesetzgeber hat dies wie folgt formu-
liert: „Nach der Scheidung obliegt es jedem
Ehegatten, selbst für seinen Unterhalt zu
sorgen. Ist er dazu außerstande, hat er gegen
den anderen Ehegatten einen Anspruch auf
Unterhalt nur nach den folgenden Vorschriften“.

Unter dieser Prämisse sind die Unterhalts-
tatbestände des nachehelichen Unterhalts zu
prüfen. Fortsetzung hierzu am Freitag, den
30. 4.2010.

Bereits erschienene Teile können Sie
gerne über die Kanzlei anfordern.

Zeitungsleser sind immer informiert


